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Krankenkassen-DealdrohtAbsturz
Das Parlament ringt umRegeln für die Vermittlung vonKrankenkassen.Was als positive Eigeninitiative startete,
könnte in einer Bruchlandung enden – zumLeidwesen der Versicherten.

Stefan Bühler und
AnnaWanner

Im Herbst klingelt das Telefon
häufiger. Dann werfen die Ver-
sicherungsvermittler ihreNetze
aus, um neue Kundinnen und
Kundenzu fangen. Sie telefonie-
ren teilweise wahllos Personen
ab.DieAnrufe sind für viele läs-
tig.Unddochscheinensiebei so
manchen zu verfangen. Sonst
wäre es nicht erklärbar, wieso
das Geschäftsmodell weiterhin
funktioniert – und auch betrie-
benwird.

KampfzwischenKassen
undfreienVermittlern
DieKrankenkassenhaben indes
längst gemerkt, dass die Tele-
fon-Werbung dem Image der
Branche schadet. Sie haben
2015 eine Vereinbarung getrof-
fen und sich selber Regeln auf-
erlegt. Eine gewisse Wirkung
bliebnicht aus.Umrund60Pro-
zent gingendieVermittleranru-
fe zurück.Allerdingshalten sich
nicht alle Kassen an die Verein-
barung. Das müssen sie auch
nicht, sie ist nämlich freiwillig.

Das Parlament wollte die
Regeln verbindlichmachenund

verlangte vom Bundesrat, die
Branchenlösung für allgemein-
gültig zu erklären.Namentlich,
um die Kaltakquise zu verbie-
ten. Das sind Werbeanrufe bei
Personen, die nie bei der Kran-
kenkasse versichert waren.
Weiter sollen die Vermittlerin-
nen undVermittler ausgebildet
und zur Qualitätssicherung
Beratungsprotokolle erstellt
werden. Ausserdem ist die Ent-
schädigung inderBranchenver-
einbarung gedeckelt: Für die
Vermittlung einer Grundversi-
cherung sollen höchstens 70
Franken in Rechnung gestellt
werden. Für eine Zusatzversi-
cherung maximal eine Jahres-
prämie.

National- und Ständerat
sind einverstanden, die Bran-
chenvereinbarung insGesetz zu
giessen. Trotzdem scheint das
Vorhaben plötzlich akut be-
droht: EineDifferenz zwischen
den beiden Räten könnte die
ganze Vorlage zum Absturz
bringen.

Was ist passiert? Damit das
neue Gesetz in Kraft treten
kann, müssen ihm Nationalrat
und Ständerat zustimmen. Die
Diskussionen verliefen in bei-

denKammern unterschiedlich.
Doch nun haben sich die Räte
bis auf zwei Punkte geeinigt,
wie Mitte-Nationalrat Lorenz
Hess sagt. Bei der verbleiben-
den Differenz geht es um die
Gleichstellung von internen
und externen Vermittlern, so-
genannten Brokern. Interne
Vermittler sind bei einer Kran-
kenkasse angestellt, Broker
arbeiten frei. Gerade für Letz-
tere habe die BrancheAnforde-
rungen an die Ausbildung ge-
stellt, sagt Lorenz Hess, der
Verwaltungsratspräsident der
Visana-Gruppe: «Externe Ver-
mittler, die nicht qualifiziert
sind, ärgern die Leute amTele-
fon ammeisten.»

Der Ständerat stimmte die-
sen Bedingungen zwar zu. Er
entschied aber, die Vorlage
noch zu verschärfen: Die Aus-
bildungspflicht sowie der De-
ckel bei Entschädigungen sol-
len auch für interne Vermittler
gelten. Wer nur die externen
Vermittler reguliere, schaffe ein
Schlupfloch für dieVersicherer,
erklärte SP-Ständerat Hans
Stöckli: Es sei kein Zufall, dass
Krankenkassen externe Ver-
mittlerbüros aufkaufen und so

den internen Vertrieb stärken.
So könnten sie elegant die Re-
geln derBranchenvereinbarung
umgehen. Stöckli überzeugte
damit eineMehrheit des Rats.

SVP-Buebetrickli,
umVorlageabzuschiessen?
Lorenz Hess versuchte, mit
einem Kompromissvorschlag
die Differenzen zu beseitigen.
Beim ersten Punkt, der Ausbil-
dung, gab derNationalrat nach.
Beim zweiten Punkt, dem
Deckel für die Provisionen,
hätte der Ständerat nachgeben
sollen. Doch das Manöver
misslang am Dienstagmorgen
in der Einigungskonferenz der
beiden Räte.

Und so lautet der Vorschlag
nun gleich wie jener des Stän-
derats: Die Regeln sollen für
alle Vermittler gelten, die harte
Variante setzte sich durch. Das
kommt überraschend. Denn
dieMehrheiten imNationalrat
für dieweniger strengeUmset-
zung waren deutlich, jene im
Ständerat für die harte Linie
äusserst knapp. In der Eini-
gungskonferenz hätte rechne-
risch die Nationalratsvariante
obsiegen sollen.

Dass es anders kam, ist mögli-
cherweiseKalkül:DieSVPwoll-
te die Vermittlertätigkeit von
Beginn an nie regulieren. Weil
nun nur die Maximalvariante
vorliegt, könnten auch andere
Bürgerliche noch kippen. Sie
könntendieVorlage imRatoder
der Schlussabstimmung ganz
versenken. Dafür spricht auch,
dass in der Einigungskonferenz
die Zahl der Enthaltungen an-
geblich grösser war als jene der
Befürworter.

Hess findet, ein solcher
Absturz wäre unschön. «Das
Gesetz braucht es, damit sich
alle Versicherer an die gleichen
Regeln halten.» Die Gefahr
eines Absturzes sei indes real.
Die Branchenvereinbarung
wäre in der Folge weiterhin
freiwillig. Wodurch auch das
Risiko wächst, dass angesichts
der Ungleichbehandlung ein-
zelne Krankenkassen wieder
aussteigen.

Für die Versicherten hin-
gegen würde dies bedeuten,
dass die Telefonakquiseweiter-
hin als lukrativesGeschäftsmo-
dell betrieben würde. Und das
Telefon imHerbst wieder häu-
figer klingelt.

Leerlauf imNationalrat:SchafftdieFragestundeab!
JedeWoche steht die Regierung der grossenKammer Red undAntwort auf allerlei Fragen. Der Aufwand dafür ist gross, das Publikumklein.

Stefan Bühler

Montag, 14.30 Uhr, National-
ratssaal. Erster Programm-
punkt: Fragestunde.

Nationalratspräsident Mar-
tinCandinasbegrüsst dieParla-
mentarierinnen und Parlamen-
tarier in wärmstem Rätoroma-
nisch. Daneben steht Ueli
Maurer freundlichbereit zurBe-
antwortungdererstenFrage. Sie
ist von Barbara Steinemann:
«Dürfen auchHauseigentümer
eine Reduktion des Eigenmiet-
wertes vornehmen?», liestCan-
dinas vor. Sein Blick geht in die
Runde: «Frau Steinemann sehe
ich nicht im Saal, dann gehen
wir weiter.»

Steinemann ist nichtdie ein-
zige Abwesende. Auch rund
zehn Minuten nach Beginn der
Fragestunde sinddieReihen im
Nationalratssaal immer noch
arg gelichtet. Nur etwa jedes
vierte Ratsmitglied ist im Saal.

Gemeinsamhüpfen fürdie
Frauen-EM-Kandidatur
Lebendiger geht es zugleich auf
dem Bundesplatz zu. Hier ver-
sammeln sichFussballspielerin-
nenund rundzweiDutzendNa-
tionalrätinnenundNationalräte,
um für die «Europameisterin-
nenschaft 2025» inder Schweiz
zu werben. Auf Anweisung der
Fotografen hüpfen und jubeln
sie begeistert.

Drinnen geben sich derweil
die Regierungsmitglieder die
Klinke in die Hand: Sie tragen
pflichtschuldigst dieAntworten
vor, welche die Verwaltung vor-
bereitet hat. 56 sind es diesmal.
Ein aufwendiger Prozess, der

von der Einreichung der Frage
über die Bundeskanzlei in die
Departemente, weiter in die
Bundesämter bis hinab zu den
Sektionen führt – und dann das
Verwaltungsleiterli aufwärts
wieder zurück.

Darunter gibt es rätselhafte
Fragen. Etwa von Manuela
Weichelt: «Zibben- und Eber-
Statistiken ja. Ring-fencing-
Statistik nein?» Aus der Ant-
wortGuy Parmelins ergibt sich,
dass es um die Umgehung von
Sanktionen durch Schweizer
Firmen gehen muss. Parmelin
verneint diese Gefahr, er kön-
ne aber aus Datenschutzgrün-
den keine Angaben zu Einzel-
fällen machen. Sicher ist: Eber
geniessen weniger Daten-
schutz als Firmen.

Maurers spektakuläre
Rechnung–bleibtunerhört
Daneben wird Spektakuläres
verkündet. So rechnetUeliMau-
rer vor, dass mit der Zunahme
der Elektrofahrzeuge, die
zwecksFörderungvonderAuto-
mobilsteuer befreit sind, «ku-
mulierte Steuerausfälle in den
Jahren 2025 bis 2030 von rund
zwei Milliarden Franken» dro-
hen.BlosshörtdasnureineMin-
derheit des Rats – und zu ent-
scheidengibt es sowiesonichts.

Vor halb leerenRängen,mit
FragenallerArt undunerhörten
Antworten wird die Fragestun-
dezumbürokratischenLeerlauf,
der abgeschafft gehört. Unter
diesen Voraussetzungen ist es
tatsächlich sinnvoller, sich für
die Frauen-EM ins Zeug zu le-
gen. In diesem Sinne: Hopp
Schwiiz!

Vorteil Fussball: Spielerinnen und rund zwei Dutzend Nationalrätinnen und Nationalräte werben auf dem Bundesplatz für die EM der Frauen
2025 in der Schweiz. Bilder: Peter Klaunzer/Keystone

Nein, sie sind nicht alle amSchuhebinden: Bundesrat Guy Parmelin referiert amMontag imBundeshaus in der Fragestunde desNationalrats
vor leeren Rängen.

Kritik anFindung
desEntscheids
Kampfjets Es ist einNachbeben
zum Entscheid des Bundesrats
für den amerikanischen
F-35-Kampfjet. Die Geschäfts-
prüfungskommission (GPK)des
Nationalrats kritisierte die Art
und Weise, wie das Verteidi-
gungsdepartement (VBS) die
Entscheidfindung gemanagt
hatte. Viola Amherd habe den
Bundesrat zu spätdarüber infor-
miert, dass der F-35 die Evalua-
tionklar gewinne.Nunzahlt der
Bundesratmit ähnlicherMünze
zurück. So «bedauert» er, dass
TeiledesGPK-Berichts vorzeitig
anMediengelangt seien. Solche
Indiskretionen schadeten«dem
Beschaffungsvorhabenals auch
den Institutionen».Auch inhalt-
lich bockt der Bundesrat. Er
lehnt einen zentralenVorschlag
derOberaufsicht ab:Dass er bei
Grossbeschaffungen Referen-
zeneinholen soll,welcheErfah-
rungen andere Länder mit
einem bestimmten Systemma-
chen. Das brächte «keinen
Mehrwert» und berge die Ge-
fahr, dass «unterschiedlich ein-
gebettete Systememiteinander
verglichen»würden. SP-Sicher-
heitspolitikerin Priska Seiler
Graf zeigt sich irritiert. «Inallen
Bereichenholtmandie entspre-
chenden Referenzen ein, und
ausgerechnet bei diesemteuren
Kampfjet-Kauf soll dasnicht gut
möglich sein.» (hay)


